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In Beantwortung der in der Si tZlL'1g des National­
rates'am11. April 1975 überreichten, an mich ge­
richteten Anfrage NI'. 2024/J der Abgeordneten zum' 
Nationalrat MELTER, Dr. SCHMIDT und Genossen, betref­
fend Teilzeitbeschäftigung, beehre ich mich folgendes 
mitzuteilen: 

Zu 1 und, 2: 

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten in meinem Ressort 
(einschließlich der nachgeordneten Dienststellen) be­
trug mit Stichtag 1. April 1969 16, mit Stichtag 
1. April 1974 71 Bedienstete. Hiebei wurden als "teil­
zeitbeschäftigt" im Sinne der Anfrage nur jene Be­
diensteten gezählt, die in ,einem ständigen Dienstver­
häl tnis zum Bu.rld stehen, nicht aber die volle Wochen.­
stundenzahl beschäftigt sind. 

,Z,U 3: 

Die bisher "im Zusammenhang mit der 'reilzei tbeschäfti­
gung" gewonnenen Erfahrungen zeigen, d.aß der Einsatz 

Dienstbereichen meines RessortsmBglich ist. Für alle 
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diese Fälle karJl. mit der Einstellung von Vertragsbe-· 

diensteten, deren Dienstrecht die Möglichkeit einer 

Teilzeitbeschäftigung vorsieht, das Auslangen gefunden 
worden .. 

Für die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis stehenden Bundesbediensteten kalli~ die Ein­
fUhrung einer "Teilzeitbeschäftigung" aus Tsohtlichen 
'U.."'1.d personalpolitischen Überlegungen nicht in Erwäglmg 

gezogen werden. Neben diesen E.rtiägungen muß a,uch. jene 

Platz greifen, daß sich der öffentliche Dienst nach 
den Bedürfnissen der Öffentlichkeit zu richten hat, ein 
Grundsatz, der bei der Einflfrlrung von Teilzei tbeschäf­
tigung auch für das öffentli.ch-rechtliche Dienstver­
häl tnis in lt'rage gestellt werden kö:rmte. 
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